
                                                                                                                

Anke Feil, Politik für die Katz‘
Zum Ahl 1, 63633 Birstein 

An das
Ministerium für Wirtschaft, Tourismus,
Landwirtschaft und Forsten

Referat 45 | Veterinärwesen |Tierschutz 
Hasselbachstraße 4

39104 Magdeburg

per email: 
tierschutzbeauftragter@mw.sachsen-anhalt.de
lutz.kattein@mw.sachsen-anhalt.de 
poststelle  @  mw.sachsen-anhalt.de   

11. November 2025

Sehr geehrter Herr Dr. König,
sehr geehrter Herr Dr. Kattein,
sehr geehrte Frau Scholz,

vielen Dank, dass Sie mit uns die Problematiken des Katzenschutzes erläutert 
haben. Meine Erkenntnisse und Vorschläge hierzu habe ich im Folgenden 
zusammengefasst. 

Bei Betrachtung der Situation der obhutlosen Katzen in Sachsen-Anhalt fallen 
verschiedene Aspekte auf, die dafür stehen, dass eine landesweite 
Katzenschutzverordnung verhältnismäßig ist und Klarheit schafft.

Die Gründe zusammengefasst

• überdurchschnittlich hohe Anzahl an obhutlosen Katzen: 100.000

◦ hohe Dichte freilaufender unkastrierter Katzen (freilebend plus freilaufend) 
in ST pro km²: 8-9 mit Folgen:

▪ schnelle Verteilung von Krankheitserregern

• Tier – Mensch

• Tier – Tier 
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• die Anzahl der jährlichen Kastrationen (schätzungsweise insgesamt 5.000) 
beeinflusst die Vermehrung freilebender Katzen lediglich minimal

• bei einer gleichbleibend großen Population beträgt die Sterberate 79,5%

• für eine deutliche Verminderung der Gesamtpopulation ist eine 5-stellige 
Kastrationsrate notwendig

Eine landesweite Regelung wird als schwierig umsetzbar erachtet, die Gemeinden 
sehen keine Notwendigkeit, können die Hürde des Prüfschemas nicht überwinden 
und den Nachweis nicht erbringen oder die Gemeindevertretung stimmt gegen den 
Erlass einer Katzenschutzverordnung.

Obwohl die Situation der obhutlosen Katzen in Sachsen-Anhalt im Vergleich zu 
statistischen Zahlen anderer Bundesländer überdurchschnittlich hoch ist, wurden 
keine vorbereitenden Maßnahmen getroffen, um auf fehlende Wirkung durch

• die Ermächtigung der Gemeinden zum Erlass der KschV nach § 13b

• Kastrationen mit Fördergeldern

reagieren zu können.

Fehlende Daten: Das Ministerium fördert zwar seit Jahren die Kastration von 
Katzen, erhebt jedoch keine Informationen zum Gesundheitszustand der Tiere.

Karitativer Tierschutz nicht eingebunden: Obwohl die Tierschutzvereine wichtig im
Prozess zur Verringerung des Katzenleids sein sollen, werden sie lediglich am 
Rande als Datengeber im Prüfschema berücksichtigt.

Freie Interpretation des höchstrichterlichen Urteils vom BVwG: Der 
landeseigene Fundtiererlass1 und das Gesetz über die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung des Landes Sachsen-Anhalt2 ermöglichen es sowohl den 
Ordnungsbehörden als auch den Veterinärbehörden, die Zuständigkeit für obhutlose 
Katzen – entgegen § 1 TierSchG – von sich zu weisen.

Handlungsvorschläge

Tierschutz einbinden: Informieren Sie die Tierschützenden über die 
Vorgehensmöglichkeiten, um der Gemeinde die Notwendigkeit einer 
Katzenschutzverordnung darzulegen und stellen Sie die Handreichungen zum Erlass
der Katzenschutzverordnung öffentlich bereit.

Behörden Handlungsgrundlage darstellen: Geben Sie den Behörden klare 

Handlungsanleitungen zum Umgang mit Katzen-Hotspots. Stellen Sie klar, dass 
bereits eine trächtige Katze der Start einer weiteren unkontrollierten 
Katzenpopulation ist und Handlung bedarf.

1 https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/VVST-VVST000008297  

2 https://www.landesrecht.sachsen-anhalt.de/bsst/document/jlr-SOGST2013pP8  
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Hohe Hürden für Gemeinden senken: Der Gesetzgeber hat keine konkrete 
Vorgaben vorgeschrieben, um die Notwendigkeit einer Katzenschutzverordnung zu 
belegen. Gemeinden in ST erhielten vom Ministerium ein Prüfschema, mit dem sie 
prüfen können, ob der Erlass einer Katzenschutzverordnung verhältnismäßig ist oder
nicht. Dieses Prüfschema verhindert jedoch den Schritt Richtung Katzenschutz.

Tierschutzvereine ausbilden: Das Konzept der Landesregierung gegen Katzenleid 
hat bisher allein die Tierschutzvereine als Mitstreiter. Da die Vereine vor Ort sind, 
können sie Einfluss auf die Gemeindeverwaltung nehmen. Klären Sie die Vereine 
aktiv über das Thema Katzenschutzverordnung auf und zeigen sie ihnen, wie sie den
Nachweis erbringen können.

Befragung der Tierschutzvereine: Bundesweit bemängeln Tierschützende, dass 
Behörden nicht auf Meldungen von Katzen-Hotspots reagieren, obwohl ein Handeln 
im Sinne der Gefahrenabwehr möglich und notwendig wäre. Befragen Sie die 
Tierschutzvereine dazu, wie es sich in ST verhält: 

• Melden sie Katzen-Hotspots?

• Wie reagieren die Behörden?

• Wenn sie nicht melden, warum nicht? 

Dies hilft Ihnen, die Situation zu verstehen und gegebenenfalls korrigierend 
einzugreifen.

Visualisierung bestehender Daten: Seit Jahren werden Fördergelder für die 
Kastration an Vereine vergeben: Wie verteilen sich die damit erfolgten 
Kastrationsaktionen geografisch im Bundesland? Erstellen Sie eine Grafik, die die 
Verteilung der Kastrationen darstellt.

Datenabfrage zum Gesundheitszustand: Obwohl der Gesetzgeber davon ausgeht,
dass freilebende Katzen ohne tierärztliche Obhut leiden, denn bereits Flöhe und 
Würmer verursachen Leid und Schmerz, verlangen Sie im Prüfschema viele Details 
dazu. Stellen Sie den Tierschutzvereinen einen Fragebogen zur 
Gesundheitssituation der kastrierten Katzen bereit, den die kastrierenden Tierärzte 
auszufüllen haben. Den ausgefüllten Fragebogen haben die Vereine dem 
Verwendungsnachweis der Fördergelder beizufügen. Zudem können die Bögen für 
die lokalen Bemühungen pro Katzenschutzverordnung genutzt werden. 

Der Fragebogen sollte einfach auszufüllen sein, da Tierärzte im Gegensatz zu den 
Tierschützenden nicht ehrenamtlich arbeiten.

Niederschwellig angelegte Befragung der Bevölkerung: In Thüringen wird aktuell 
ein Konzept für eine umfassende Befragung geprüft. Getestet wurde es bereits in 
verschiedenen Landkreisen. Damit können auch die vielen nicht organisierten 
Katzenschützenden und aufmerksame Bürger ihre Hotspot-Kenntnisse melden.

Durch Tierschützende wurden bisher mit diesem Formular gearbeitet: 
https://forms.gle/Ra9uBDFJbCSfSMLw8 
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Da Google nicht DSGVO-konform ist, sollte natürlich eine andere Plattform3 gewählt 
werden.

Sicherlich stimmen Sie damit überein, dass die Vereine nicht die Anzahl an 
freilebenden Katzen kastrieren können, die eine wirkungsvolle und nachhaltige 
Populationskontrolle bedeuten würde. Daher sind nun die Katzenhalter gefordert, 
ihren Teil zum Tierschutz beizutragen. Aufklärung über die Notwendigkeit der 
Kastration von Freigängerkatzen erfolgt zwar durch die Tierschutzvereine, aber auch 
dies wirkt offensichtlich nicht.

Die Gemeinden haben mit der Katzenschutzverordnung das einzige verbleibende 
und konkrete Werkzeug in der Hand, mit dem sie die Katzenhaltenden in die Pflicht 
nehmen können. Der Erlass möglichst flächendeckender Verordnungen bedeutet 
weniger Katzenleid und eine besser funktionierende Daseinsfürsorge, durch 
Entlastung der Tierheime als Fundtier-Dienstleister und der Tierschutzvereine. Falls 
hier trotz Engagement des zuständigen Ministerium nicht innerhalb eines Jahres 
deutlich mehr Verordnungen erlassen werden, sollte eine landesweite 
Katzenschutzverordnung erlassen werden.

Ich bin überzeugt, dass Sachsen-Anhalt bundesweit eine Vorreiterrolle übernehmen 
könnte, wenn Verwaltung und Tierschutz gemeinsam an einem Strang ziehen.

Ich freue mich über Ihre Rückmeldung mit Einschätzungen zur Umsetzbarkeit der 
Handlungsvorschläge.

Mit freundlichen Grüßen

Anke Feil

3 Beispiel Umfrageplattform umfrageonline.com
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